
Lausanne, 5. April 2016

Medienmitteilung des Bundesgerichts

Urteil vom 8. März 2016 (8C_455/2015)

Arbeitseinsatz ohne Lohn verweigert: Sozialhilfe zu Recht ge-
strichen – Anspruch auf Nothilfe bleibt

Eine  Zürcher  Gemeinde  hat  einem  Mann  zu  Recht  die  Sozialhilfe  gestrichen,
nachdem er wiederholt die Teilnahme an einem Beschäftigungsprogramm verweigert
hat.  Weil  für den zugewiesenen Arbeitseinsatz  keine Entlöhnung vorgesehen war,
behält der Betroffene einen Anspruch auf Nothilfe. 

Der  Sozialhilfeempfänger  hatte  sich  2013  geweigert,  an  dem  von  der  Gemeinde
zugewiesenen  Beschäftigungsprogramm  teilzunehmen.  Die  Gemeinde  kürzte  ihm
deshalb  die  Sozialhilfe  für  sechs Monate  um 15 Prozent  und drohte  ihm im Wieder -
holungsfall die gänzliche Einstellung der Sozialhilfeleistungen an. Nachdem eine weitere
Aufforderung zur Teilnahme an einem unbezahlten Beschäftigungsprogramm erfolglos
geblieben war, wurde dem Mann die Sozialhilfe gestrichen. Das Verwaltungsgericht des
Kantons Zürich bestätigte diesen Entscheid 2015. Es wies dabei auch den Antrag des
Mannes ab, ihm sei wenigstens Nothilfe auszurichten.

Das Bundesgericht heisst die Beschwerde des Mannes teilweise gut. Die Einstellung der
Sozialhilfe ist nicht zu beanstanden. Die Voraussetzungen für eine Streichung gemäss
dem Zürcher  Sozialhilfegesetz  sind erfüllt,  zumal  gegenüber  dem Betroffenen  bereits
früher eine Kürzung wegen mangelhafter Mitwirkung erfolgte und ihm für den Wieder -
holungsfall  die  Einstellung angedroht  wurde.  Hingegen hat  er  weiterhin  Anspruch auf
den Minimalansatz für Nothilfe gemäss Artikel  12 der Bundesverfassung. Nothilfe um-
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fasst  das  absolut  Notwendige,  um ein  menschenwürdiges  Dasein  führen  zu  können.
Kein Anspruch auf  Nothilfe  besteht,  wenn jemand objektiv  in  der Lage wäre,  sich die
erforderlichen Mittel zum Überleben aus eigener Kraft zu verschaffen. Das trifft gemäss
Rechtsprechung des Bundesgerichts bei Personen zu, die eine konkret zur Verfügung
stehende  Erwerbsmöglichkeit  ausschlagen  oder  die  Teilnahme  an  einem  bezahlten
Arbeitsprogramm verweigern.  Im konkreten Fall  war für  die zugewiesene Arbeit  keine
Entlöhnung vorgesehen. Das Prinzip der Nachrangigkeit der Nothilfe gegenüber selber
erzielbarem Verdienst kommt hier deshalb nicht zum Tragen. 

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Das Urteil ist ab 5. April 2016 um 13:00 Uhr auf unserer Webseite 
www.bger.ch   / "Rechtsprechung (gratis)" / "Weitere Urteile ab 2000" veröffentlicht. 
Geben Sie die Urteilsreferenz 8C_455/2015 ins Suchfeld ein.
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